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Amts⸗ Blatt 


der Königlichen Regierung zu Marienwerder. 


25—1—̃ — ⁵⅛a—— — 
Nro. Fb; Marienwerder, den 25. April. 1877. 
—— . — SITE — — —— 2 ————— 
Inhalt des Reichs⸗Geſetz⸗Blatts. 4. dem Haupt⸗Steueramt für inländiſche Gegen⸗ 
as 15. und 16. Stück des Neichs⸗Geſetzblatts ſtände, 
pro 1877 enthält unter: 5. dem Haupt⸗Steueramt für ausländiſche Ge⸗ 
Nr. 1180 die Bekanntmachung, beireffend die Ausgabe genſtände, N 
verzineliher Schatzanweiſungen im Betrage von 6. der unter dem Vorſteher der Miniſterial⸗Mi⸗ 
4,000,000 Mark. Vom 3. April 1877. litär⸗ und Bau⸗Kommiſſion ſtehenden Kaſſe; 
Nr. 1181 die Bekanntmachung, betreffend die Ausgabe b. in den Provinzen: 


. ben Regierungs Haupkkaſſen, 


von Schatzanweiſungen im Betrage von 10,000,000 bei 5 
„den Bezirks⸗Haupikaſſen in der Provinz Han⸗ 


Mark. Vom 8. April 1877. 


1 
2 
nover, 
Inhalt der Geſetz⸗ Sammlung. | 3. der Landeskaſſe in Sigmaringen, 
4. den Kreiskaſſen, 

Das 9. Stück der Geſetz⸗Sammlung pro 1877 5. den Kaſſen der Königlichen Steuerempfänger 
enthält unter: in den Provinzen Schleswig⸗Holſtein, Han⸗ 
Nr. 8491 das Geſetz, betreffend die nach dem Geſetz nover, Weſtfalen, Heſſen⸗Naſſau und Rhein⸗ 

über das Koſtenweſen in Auseinanderſetzungsſachen land, 

vom 24. Juni 1875 (Geſ.⸗S. S. 395 zu gewäh⸗ den Bezirkskaſſen in den Hohenzollernſchen 
renden Tage gelder, Reiſekoſten und Feldzulagen. Vom Landen, 

3. März 1877. . den Forſtkaſſen, 

Nr. 8492 das Geſetz, betreffend die Aufhebung des den Haupt⸗Zoll⸗ und Haupt⸗Steuerämtern, 
Lehnsberbaades im Geltungsbrzirk des Oſtpreußiſchen owie 
Provinzialrechts. Vom 16. März 1877. 9 den Neben⸗Zoll⸗ und den Nebenſteuerämtern 

Nr. 8493 das Geſetz, betreffend die Theilung der Pro: zur Einlöſung gebracht werden. 
vinz Preußen. Vom 19. März 1877. | Berlin, den 4. Februar 1877. 

Nr. 8494 die Verordnung, betreffend die Kautionen Der Finanz⸗Miniſter. 
von Beamten aus dem Bereiche des Finanz⸗Miniſte⸗ Camphauſen. 
riums. Vom 24. März 1877. 


28 


2) Bekanntmachung, 
den Remonte⸗Ankauf pro 1877 betreffend. 
Zum Ankauf von Remonten im Alter von vor⸗ 
zugsweiſe drei und ausnahmsweiſe vier und fünf Jahren 
Bekanntmachnag. ſind im Bereich der Königlichen Regierung zu Marien⸗ 
Nach § 2 des Geſetzes vom 18. Juni 1875 werder für dieſes Jahr nachſtehende, Morgens 8 Uhr 
(G.⸗S. S 231) hat die Staatsregierung den Zeitpunkt beginnende Märkte, anberaumt worden, und zwar: 


Verordnungen und Wekanntmachungen 
der Central⸗Behörden. 


zu beſtimmen, zu welchem dle preußiſchen Kaſſenan⸗ den 22. Mai in Stuhm, 
weiſungen vom 2. November 1851, 15. Dezember 1856 S We = Mewe, 
und 13. Februar 1861 ihre Gültigkeit verlieren. Mit 24. Marienwerder, 
Bezug hierauf fordere ich wiederholt dazu auf, ſich der e „Neuenburg, 
bezeichneten Kaſſenanweiſungen baldigſt dadurch zu ent⸗ = 26. s Graudenz, 
ledigen, daß diefelben entweder bei den Staatskaſſen 28. We Schwetz, 
in Zahlung gegeben, oder bei einer der nachbezeichneten 29. Culmſee, 
Kaſſen: BIETER? = Zucdel, 
a. in Berlin: 0 = Thorn, 
bei 1. der General⸗Staatskaſſe, „ 30. = = Gonik, 
2. der Kontrole der Staatspapiere, n unis ⸗Brieſen, 
3. der Kaſſe der Königlichen Direktion für die Jun Rehden, 
Verwaltung der direkten Steuern, 2 r s Nofenberg, 


Ausgegeben ia Marienwerder den 26. April 1877. 
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den 4. Juni in Chriſtburg, 
= 1. Septbr. Strasburg, 
e Biſchofswerder, 
a „Dt. Crone. 
„ 4. Dt. Eylau, 
5 5. 5 = Löbau, 

Die von der Militär⸗Kommiſſion erfauften Pferde 


werben, mit Ausnahme von Stuhm, Chriſtburg und 
Roſenberg, zur Stelle abgenommen und gegen Quittung 
ſofort baar bezahlt. Die Verkäufer auf den vorge⸗ 


nannten drei Märkten werden dagegen erſucht, die ver⸗ 3) 


kauften Pferde in das nahe belegene Depot Pr. Mark 


Damit die Abſender dieſe Poſtanſtalt richtig anzugeben 
im Stande ſeien, empfiehlt es ſich, daß die Bewohner 
ſolcher Landorte in den von ihnen abzufendenden 
Briefen, Geſchäftsanzeigen u. ſ. w. der Angabe von 
Ort und Datum den Namen der Beſtellungspoſtanſtalt 
jedesmal hinzuſetzen. Hierauf wird zu geeigneter Be⸗ 
achtung aufmerkſam gemacht. 
Berlin W., den 19 April 1877. 
Kaiſerliches General Poſtamt. 
Wiebe. 

Bekanntmachung. 

Aus Anlaß des neueſten Nachtrags zur Poſt⸗ 


auf eigene Koſten und Gefahr einzuliefern und daſelbſt ordnung wird auf folgende Punkte beſonders auf⸗ 


nach erfolgter Uebergabe in 
behandelten Kaufpreis gegen 
nehmen. 

Pferde mit ſolchen Fehlern, welche nach den 
Landesgeſetzen den Kauf rückgängig machen, find vom 
Verkäufer gegen Rückerſtattung des Kaufpreiſes und 
der geſammten Unkoſten zurückzunehmen, auch ſind 
Krippenſetzer vom Ankauf ausgeſchloſſen, auch bleibt es 
dringend wünſchenswerth, daß die Schweife der Pferde 
nicht verkürzt werden. 

Die Verkäufer ſind ferner verpflichtet, jedem ver⸗ 
kauften Pferde eine neue, ſtarke, rindslederne Trenſe, 
mit ſtarkem Gebiß und Ringen verſehen, eine ſtarke 
Kopfhalfter von Leder oder Hanf, mit zwei mindeſtens 
2 Meter langen, ſtarken Stricken ohne beſondere Ver⸗ 
gütigung mitzugeben. 

Berlin, den 2. März 1877. 

Kriegs⸗Miniſterium. 
Abtheilung für das Remonteweſen. 


8 Bekanntmachung. 
Zoll⸗Deklarationen zu Werthſendungen nach Groß⸗ 
britannien und Irland. 

Vorliegender Mittheilung zufolge müſſen in den 
Zolldeklarazionen zu Sendungen mit gemünztem oder 
ungemünztem Gold oder Silber nach Großbrittannien 
und Irland der In halt (ob Gold oder Silber, in 
Barren oder gemünzt, in letzterem Falle ob aus eng⸗ 
liſchen oder aus fremden Münzen beſtehend), ſowie das 
Gewicht und der Werth jeder einzelnen Sendung 
genau angegeben werden. Dies wird, indem Ver⸗ 
ſtöße gegen die obigen Beſtimmungen Zollſtrafen nach 
fi ziehen, zur Abwendung von Nachtheil hiermit be⸗ 
kannt gemacht. 

Berlin W., den 14. April 1877. 
Kaiſerliches General⸗Poſtamt. 
Wiebe. 


4) Bekanntmachung. 
Aufſchrift auf Poſtſendungen nach Landorten ohne 
Poſtanſtalt. 

Bei Poſtſendungen nach ſolchen Orten, in welchen 
ſich eine Poſtanſtalt nicht befindet, iſt es nothwendig, 
daß die Aufſchrift zugleich dienige Poſtanſtalt bezeichne, 
zu deren Beſtellbezirk der betreffende Landort gehört. 


geſundem Zuſtand den merkſam gemacht: 
Quittung in Empfang zu 1. Ju der Auſſchrift auf den Packeten muß im Falle 


der Frankirung der Vermerk „frei“ ꝛc., im Falle 
der Entnahme von Poſtvorſchuß der Vermerk 
„Vorſchuß von “ unter Angabe des Be: 
trages, und im Fall des Verlangens der Eilbe⸗ 
ſtellung der Vermerk „durch Eilboten ꝛc. ange⸗ 
geben werden. N 
Von der Verſendung gegen die ermäßigte Taxe 
für Druckſachen ſind die mittelſt eines dem Durch⸗ 
druck ähnlichen Verfahrens hergeſtellten Schrift⸗ 
ſtücke ausgeſchloſſen, gleichviel ob dabei eine 
Schablone bezw. Matrize zur Verwendung kommt 
oder nicht. : 
. Zeitungen und ſolche Druckſachen, wie gedruckte 
Rundſchreiben (Circulare), Geſchäftsanzeigen (Aviſe), 
u. ſ. w., welche zur Beförderung gegen die er⸗ 
mäßigte Taxe zur Poſt gegeben werden, jedoch den 
für die Verſendung von Druckſachen unter Band 
gegebenen Beſtimmungen nicht entſprechen, ge⸗ 
langen fortan auch im innern Verkehr nicht mehr 
zur Abſendung, ſondern werden dem Abſender 
zurückgegeben. 
Bei Packetſendungen iſt die Entnahme von Poſt⸗ 
vorſchuß auch auf der zugehörigen Begleitadreſſe 
vom Abſender zu vermerken. 
Poſtaufträge zur Einziehung von Geldbeträgen, 
welche an einem beſtimmten Tage dem Empfänger 
vorgezeigt werden ſollen, dürfen nicht früher als 
ſieben Tage vorher zur Poſt eingeliefert werden. 
Einem Poſtauftrage zur Accepteinholung können 
mehrere Wechſel beigefügt werden, wenn ſie auf 
den nämlichen Bezogenen lauten und gleichzeitig 
zur Annahmeerk ärung vorzuzeigen find. Die mit 
einem Poſtauftrage zu verſehenden Wechſel dürfen 
jedoch einzeln und zuſammen den Betrag von 3000 
Mark nicht überſteigen. a 
Die Annahme eines im Wege des Poſtauftrags 

vorgezeigten Wechſels gilt als verweigert, wenn 

dieſelbe nur auf einen Theil der Wechſelſumme 

erfolgt, oder wenn der Annahmeerklärung andere 

Tinſchränkungen beigefügt werden. 

Berlin W, den 15. April 1877. 

Der General⸗Poſtmeiſter. 
Stephan. 
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Verordnungen und Bekanntmachungen der 
rovinzial⸗Behörden. 


Bekanntmachung. 

Unter Bezugnahme auf meine Bekanntmachung 
vom 19. September 1874 bringe ich die erfolgte 
Ernennung des Gemeindevorſtehers Semrau in Barken⸗ 
felde zum Standesbeamten für den X. Standesamts⸗ 
bezirk, Barkenfelde, Kreiſes Schlochau, ſtatt des Ge⸗ 
meindevorſtehers Hahlweg in Heinrichswalde, hierdurch 
zur öffentlichen Kenntniß. 

Königsberg, den 9. April 1877. 

Der Ober⸗Präſident der Provinz Preußen 

v. Horn. 


Bekanntmachung. 

Unter Bezugnahme auf meine 1 
vom 19. September 1874 bringe ich die erfolgte Er⸗ 
nennung des Oberinſpekrors Adolph Wentſcher in Oftro 
metzko zum zweiten Stellvertreter des Stand sbeamten 


jeinten, mit welchem die Verpflichtung zur Zahlung von 
Beiträgen verbunden iſt, mag deren Höhe beſtimmt 
oder in das Belieben der Aufgeforderten geſtellt ſein. 
Iſt dagegen ohne die, in der vorbezeichneten 
Weiſe verbreitete Aufforderung der Beitritt zu ſolchen 
Vereinen erklärt oder eine Verpflichtung zur Leiſtung 
von Beiträgen übernommen, ſo gilt die Einſammlung 
der betreffenden Beiträge nicht als Hauskollekte im 
Sinne dieſer Verordnung. Ebenſo werden öffentliche 
Aufforderungen zur Leiſtung von Beiträgen für be⸗ 
ſtimmte erlaubte Zwecke, welche an namhaft gemachten 
Annahmeſtellen eingezahlt werden ſollen, von dieſer 
Verordnung nicht getroffen. . 

$3. Kirchen⸗Kollekten bedürfen der, im $ 1 vor⸗ 
geſchriebenen Genehmigung nicht. Unter Kirchen⸗Kol⸗ 
lekten ſind nur ſolche Kollekten zu verſtehen, welche 
innerhalb der Kirchen⸗Gebäude bei Gelegenheit des 
Gottes⸗Dienſtes zu kirchlichen Zwecken eingeſammelt 
werden. 

Alle ſonſtigen, von kirchlichen Oberen veranlaßten 


für den XX. Standesamtsbezirk, Oſtrometzko, Kreiſes oder für kirchliche Zwecke beſtimmten Sammlungen, 


Kulm, hierdurch zur öffentlichen Kenntniß. 
Königsberg, den 9. April 1877. 
Der Ober⸗Präſident der Provinz Preußen. 
v. Horn. 


8 Polizei⸗Verordnung 
betreffend das Kollekten⸗Meſen. 
Auf Grund des $ 76 der Pravinzial⸗Ordnung vom 
19. Juni 1875 (G. S. Seite 235) und der 88 6, 12 
und 15 des Geſetzes über die Polizeiverwaltung vom 


welche in der § 2 Abſ. 1 und 2 bezeichneten Form 
vorgenommen werden, find als Hanskollekten anzusehen. 

$ 4. Wer die nach Maßgabe der vorſtehenden 
Vorſchriften als Hauskollekten zu betrachtenden Samm⸗ 
lungen ohne vorgängige Einholung der vorgeſchriebe⸗ 
nen Genehmigung veranſtaltet, ſolche Sammlungen aus⸗ 
führt, oder bei der Verbreitung der im § 2 Abſ. 2 
bezeichneten Aufforderungen mitwirkt, verfällt in eine 
Geldſtraſe bis zu 30 Mark, der im Unvermögensfalle 
eine nach $ 29 des R⸗St.⸗Geſ⸗Buches zu bemeſſende 


11. März 1850 (G.⸗S. Seite 265) beſtimme ich unter Haft ſubſtituirt wird. 


Zuſtimmung des Provinzial Rathes für den Umfang 
der Provinz Preußen in Betreff des Kollekten⸗Weſens 
Folgendes. 


3 8 1. Hauskollekten dürfen, falls dieſelben nicht 
durch Allerhochſten Erlaß oder von dem Herrn Miniſter 
des Innern genehmigt ſind, nur mit Genehmigung des 


Ober⸗Präſidenten der Provinz veranſtaltet bezw. abge 
halten werden. Ausgenommen ſind die im Art. 10 
Nr. 4 des Geſetzes, betreffend die evangeliſche Kirchen, 


verfaſſung in den acht älteren Provinzen der Monarchie 


vom 3. Juni 1876 (8 S. Seite 125) und die im 8 
2 Nr. 8 des Geſetzes über die Aufſichtsrechte des Staats 
kei der Vermögensverwaltung in den katholiſchen Diö⸗ 
zeſen vom 7. Juni 1876 (G.⸗S. Seite 149) erwähnten 
Kollekten. 

§ 2. Zu den Hauskollekten im Sinne dieſer 
Verordnung gehören alle Sammlungen von Gaben 
oder Beiträgen für beſtimmte Zwecke, wenn ſie mittels 


gan es von Haus zu Haus oder an öffentlichen 


Orten vorgenommen werden. Es macht dabei kernen 
Unterſchied, ob bei ſolchen Sammlungen nur beſtimmte 
Kategorien von Perſonen um Gaben oder Beiträge an⸗ 
gegangen werden. 

Den Hauskollekten ſtehen gleich, die auf die be⸗ 
zeichnete Weiſe verbreiteten Aufforderungen zur künfti⸗ 
gen Zahlung von Beiträgen oder zum Beitritt zu Ver⸗ 


§ 5. Gleiche Strafe trifft in den Fällen, in 
welchen die Genehmigung zu einer Hauskollekte ertheilt 
iſt, diejenigen, welche dieſelbe veranſtaltet haben, und 
die, welche bei der Ausführung mitwirken, wenn die 
bei der Ertheilung der Genehmigung feſtgeſetzten Be: 
dingungen nicht eingehalten, oder wenn die hierbei be⸗ 
ſtimmten Friſten überſchritten werden. 

§ 6. Diejenigen Perſonen, welchen auf ertheilte 
Genehmigung das Einſammeln von Beiträgen, Ver⸗ 
pflichtungs⸗ oder Beitrittserklärungen übertragen wird, 
haben bei Vermeidung einer Geldſtrafe bis zu 5 Mark 
oder verhältnißmäßiger Haftſtraſe mit der betreffenden 
Aufforderung zugleich ihre Legitimation als Einſammler 
vorzulegen. 

Die Legitimationen dieſer Art werden von der 
Orts⸗ Polizeibehörde ausgefertigt. Zuſtändig iſt die 
Polizeibehörde des Ortes, wo die Vereine, Korporatio⸗ 
nen, Genoſſenſchaften, Behörden oder Perſonen ihr 
Domizil haben, denen die Veranſtaltung der Kollekte 
bewilligt iſt. 

$ 7. Für die Anwendung der Strafbeſtimmun⸗ 
gen dieſer Verordnung macht es keinen Unterſchied, ob 
die Sammlungen durch einzelne hierzu beſonders beſtellte 
Kellektanten bewirkt werden, oder durch Mitglieder der 
betreffenden Genoſſenſchaften, Vereine und Korporatio⸗ 
nen, welche es übernehmen, Aufforderungen oder 
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Sammelliſten in einem kleineren Kreiſe von Perſonen 
zu verbreiten. 

§ 8. Dieſe Verordnung tritt mit dem 1. Juli 
1877 in Kraft. 

§ 9. Mit dem gleichen Zeitpunkte treten die von 
den Königl. Bezirksregierungen der Provinz erlaſſenen 
Polizeiverordnungen über das Kollektenweſen, insbe⸗ 
ſondere die Verordnungen der Königl. Regierung zu 
Königsberg vom 6. Juli 1866 (Amtsblatt Seite 240) 
und vom 27. September 1875 (Amtsblatt Seite 262), 
der Königl. Regierung zu Danzig vom 5. Januar 
1867 (Amtsblatt Seite 29) und vom 22. November 
1875 (Amtsblatt Seite 251), der Königl. Regierung 
zu Gumbinnen vom 27. Oktober 1875 (Amtsblatt 
Seite 401) und der Königl. Regierung zu Marienwer⸗ 
der vom 29. Dezember 1866 (Amtsblatt pro 1867 
Seite 18), ſowie die erläuternde Verfügung derſelben 
Regierung vom 27. Oktober 1875 (Amtsbl. S. 258) 
außer Kraft. 

Königsberg, den 12 April 1877. 

Der Ober⸗Präſident der Pri vinz Preußen, 

Wirkliche Geheime Rath. 
v 


Horn. 
9) Unſerer Bekanntmachung über die Vakanz der 


Mühlhoff wird die Flößerei durch dieſelbe vom 1. Juni 
d. J. geſchloſſen und die Wiedereröffnung derſelben 
weiterer Bekanntmachung vorbebalten. 
Marienwerder, den 20 März 1877. 
Königliche Regierung. 

Abtheil. für directe Steuern, Domainen u. Forſten. 
12) Die Departements⸗Thierarziſtelle des diesſeitigen 
Regierungebeziiks iſt zufolge der Verſetzung des bis⸗ 
herigen Inhabers vacant geworden 

Das Gehalt der Stelle beträgt 900 Mark und 


iſt mit derſelben die Kreierhierarziſtelle der Kreiſe Brom⸗ 


berg und Schubin, für welche das etatsmäßige Gehalt 
600 Mark beträgt, verbunden. 

Qualifizirte B werber fordern wir auf, ſich unter 
Einreichung ihrer Ait ſte und des Lebenslaufes binnen 
6 Wochen bei uns zu melden. 

Bromberg, den 19. April 1877. 

Königliche Regierung. Abtheilung des Innern. 
13) Z m Tarife für der Himburg Pre ßiſchen Eiſen⸗ 
bahn⸗Verband via Wittenberge vom 1. Mai 1874 iſt 
ein neunter Nachtrag und zum Tarife für den Bremen⸗ 
reſp. Hamburg Preußiſchen Eiſenbahn⸗Verband via 
Unzen Stendal und via Buchholz Wittenberge vom 1. 
Juni 1874 ein ſiebenter Nachtrag, giltig vom 1. Mai 


Kreisthierarztſtelle des Kreiſes Löbau vom 14. v. M1877, herausgegeben worden. 


haben wir noch hinzuzuſügen, daß neben dem Gehalte 


Dieſelben enthalten die Aufnahme neuer Ver⸗ 


im Betrage von 600 Mark und neben dem fixirten bandsſtationen, ermößigte Frachſſätze für Holprans⸗ 
Einkommen von 955 Mark für die Praxis bei dem porte, Klaſſifikations⸗ ſowie anderweite Tarif Verän⸗ 
Viehſtande der Beſitzer von Löbau und Umgegend, derungen. 


wenn der Veterinärbeamte ſeinen Wohnſitz in dieſer 


Exemplare derſelben ſind von ſämmtlichen Ver⸗ 


Stadt nimmt, auch der Kreistag des Kreiſes Lövauf bandsſtatronen käuflich zu beziehen. 


beſchloſſen hat, in den Kreishaushaltsetat zunächſt pro 
1. April 1877 bis ultimo März 1878 den Betrag von 
600 Mark als Beihülfe für denſelben aufzunehmen. 
Qua ificirte Thierärzte fordern wir wiederholt 
auf, ſich innerhalb 8 Wochen um dieſe Stelle bei uns 
zu bewerben. 
Marienwerder, den 11. April 1877. 

Königliche Regierung. Abtheilung des Innern. 
10) Unter den Pferden des Händlers Kiwaczynski 
in Tiefenau, Kreis Marienwerder, iſt die Rotzkrankheit 
ausgebrochen; dagegen iſt dieſelbe unter den Pferden 
des Hofbeſitzers Haftkowski in Klein Falkenau, und 
der Beſitzer Grove und Preuß in Looſendorf, Kreis 
Stuhm, beſeitigt. 

Marienwerder, den 16. April 1877. 

Königliche Regierung. Abtheilung des Innern 

11) Wegen des Umbaues der Brahe⸗Schleuſe bei 


— eee. 


ER 


Bromberg, den 7. April 1877 
Königliche Direktion der Oſtbahn. 


Bekanntmachung. 
In Verfolg der im Amtsblatt der Könialichen 
Regierung zu Marienwerder vom 4. d. M, Nr. 14 
für 1877 unter Nr. 1 publicirten Bekanntmachung des 
Herrn Fmanz⸗Miniſters vom 10 März d. J. wird 
hierdurch zur öffentlichen Kenntniß gebracht, daß die 
‚Haupt Zoll: und Haupr:Steuer-Armter der P ooinz 
Weſtpreußen zunächtt mit Stempelbosen im Werthe 
von 400, 500, 600, 700, 800, 500 und 1000 Mark 
verſehen worden und dieſe fortan käuflich bei denfelben 
zu beziehen ſind. 
Danzig, den 16. April 1877. 

Der Provinzial⸗Steuer⸗Direktor. 
G. Houth⸗Weber. 


14) 


een — 


(Hierzu als außerordentliche Beilage: die Inſtruktion zur Ausführung des Geſetzes, betreffend die Vertheilung 

der öffentlichen Laſten bei Grundſtückstheilungen und die Gründung neuer Aaſiedelungen in den Provinzen 

Preußen, Brandenburg, Pommern, Poſen, Schleſien, Sachſen und Weſtfalen vom 25. Auguſt 1876 (G.⸗S. 
S. 405) und der Oeffentliche Anzeiger Nr. 17. 


Redigirt im Bureau der Königlichen Regierung. Druck der N. Kanter'ſchen Hofbuchdruckerei. 


